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Kritiſche Beſprechung einiger aus Erkeuntuiſſen des Verwaltungs⸗ vor Allem die Lage des Friedhofes im Verhaltuiſſe zu der eigentlichen 
mn abgeleiteten Rechtsſatze un Auſehung des Ver- Ortſchaft, wie hier zu dem Marktorte J., in Betracht gezogen werden.“ 


fahrens ber Schließung von Friedhöfen. Von Dr. Paul Skwar— Die Lage des Friedhofes iſt ſomit zu dem obigen Zwecke der 
czynski. V. Anſicht des Verwaltungsgerichtshofes gemätz nicht hinlänglich erhoben, 
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Protokolle vom 30. Juli 1884 aufgenommenen Ortsbeſchreibung von 
der Zugehörigkeit dieſer Häuſergruppe zum Markte 3. nicht ausdrücklich 
Erwähnung gemacht wird, obſchon die Aufnahme dieſer Ortsbeſchreibung 
hierüber keinem verpünftigen Zweifel Raum läßt, indem der diesfällige 
Augenſchein ſonſt nicht unter Betheiligung des Gemeindevorſtandes und 
der Gemeindemitglieder des Marktes Z. aufgenommen worden wäre. 
Der geltend gemachte Widerſpruch beſchränkt ſich ſomit darauf, daß in 
dem Augenſcheinsprotokolle vom 30. Juli 1884 und in dem am 
23. April 1884 rectificirten Idealplane die in dem Idealplaue vom 
31. Juli 1884 enthaltene Bezeichnung der betreffenden Häuſergruppe 
als Beſtandtheil des Marktortes Z. übergangen wurde, ohne daß jedoch in 
denſelben angeführt worden wäre, daß dieſe Häuſer zu irgend einer 
anderen Ortſchaft gehören ſollten. Dieſe Uebergehung darf daher unmöglich 
als ein Widerſpruch augeſehen werden, welcher erſt in dem Falle vor— 
handen wäre, wenn dieſe Häuſergruppe als Zugehör einer anderen 
Ortſchaft bezeichnet werden würde. Die betreffende Häuſergruppe wird 
aber nirgends in dem ganzen Verlaufe der vorliegenden Augelegenheit 
als zu einer anderen Ortſchaft gehörig bezeichuet. Es leuchtet vielmehr 
aus der Verhandlung unzweifelhaft hervor, daß die betreffende Häuſer⸗ 
gruppe Beſtandtheil des Marktortes Z. und keiner anderen Ortſchaft iſt. 

Uebrigens haben die Beſchwerdeführer die Zugehörigkeit der 
fraglichen Häuſergruppe zum Marktorte Z. weder im Zuge der Admini⸗ 
ſtrativverhandlung, noch in ihren an den Verwaltungsgerichtshof 
gerichteten Beſchwerden, noch auch während der mündlichen Verhandlung 
in Frage geſtellt. In den Ausführungen der Beſchwerdeführer wird 
dieſe Zugehörigkeit vielmehr ausdrücklich zugeſtanden. Erſt der Verwal⸗ 
tungsgerichtshof hat ſich von Amtswegen beſtimmt gefunden, dieſe 
Zugehörigkeit in Zweifel zu ziehen. Die Beſchwerdeführer haben 
nämlich unter Anderem dem Z.'er Gemeindevorſtande den Vorwurf gemacht, 
daß berſelbe der Erbauung eines in der Nähe des Friedhofes gelegenen 
Wohungebändes nicht vorgebeugt hat, und hiedurch eingeſtanden, daß der 
Z. er Gemeindevorſtand berufen ſei, die Baupolizei in der fraglichen 
Häuſergruppe auszuüben, woraus folgt, daß die betreffende Häuſer— 
gruppe einen Beſtandtheil des Marktortes Z. bildet. . 
a Ueberdies wird vom Verwaltungsgerichtshofe hervorgehoben, daß 
der ſanitäre Sachverſtäudige, der den Idealplan vom 31. Juli 1884 
aufgenommen hat, kein techniſcher Sachverſtändiger ſei. Zur Bezeichnung 
auf einem, übrigens mit den von techniſchen Sachverſtändigen aufgenommenen 
Situationspläuen völlig übereinſtimmenden Idealplane, zu was für einer 
Ortſchaft die den Gegenjtand des Planes bildende Häuſergruppe gehört, 
dürfte wohl keine beſondere techniſche Ausbildung erforderlich ſein. In 
Beſitzſtörungsſtreitigkeiten entſcheiden ja Gerichte aller Juſtanzen mit 
Zugrundelegung von Plänen, welche durch Juriſten und nicht durch 
technische Kunſtverſtändige aufgenommen worden find. 

Ans dieſen Anführungen iſt alſo zu entnehmen, daß gemäß den 
vom Verwaltungsgerichtshofe in den obigen Entſcheidungsgründen aus, 
geſprochenen Anſchauungen nicht nur die Bezeichnung der Ortſchaft, zit 
welcher die einen Friedhof umgebende Häuſergruppe gehört, einen ſo 
unerläßlichen Beſtaudtheil des Idealplaues eines aus Anlaß ſeiner Lage 
inner dem Umfange der Ortſchaft zu ſchließenden Friedhoſes bildet, daß 
der Abgang einer ſolchen Bezeichuung ſelbſt damals, wenn nach dem 
Ergebniſſe der ganzen Verhandlung bezüglich der Zugehörigkeit der 
betreffenden Häuſergruppe gar kein Zweifel obwalten ſollte, unmöglich 
durch eine auf andere Weiſe erlangte Ueberzeugung über die Zugehörig⸗ 
keit dieſer Häuſergruppe erſetzt werden darf, ſondern auch: der 
Verwaltungsgerichts hof berechtigt ſein ſoll, den von der 
Verwaltungsbe hörde ihrer Entſcheidung zu Grunde gelegten 
Toüstbeſtand als zweifelhaft anzuſehen, obwohl die durch— 
geführte Verhandlung keinen Anhaltspunkt bietet, um dieſen 
Thatbeſtand als einen actenwidrigen, oder der Ergänzung 
bedürftigen anzuſehen, und der Beſchwerdeführer deuſelben 
weder in der Adminiſtrativverhandlung, noch in der beim 
Verwaltungsgerichtshofe überreichten Beſchwerde, noch bei 
der vor demſelben durchgeführten mündlichen Verhandlung 
beſtritten hat. 

Vor Allem wird im Hofdecrete vom 23. Auguſt 1784 angeordnet, 
daß überhaupt inner dem Umfauge der Ortſchaften gelegene Friedhöfe 
geſchloſſen werden ſollen. Zur Anwendung dieſer Geſetzesanordnung auf 
den in Frage ſtehenden Friedhof iſt die von dem Landesausſchuſſe in 
den Beweggründen ſeiner Entſcheidung hervorgehobene, durch den 
Verwaltungsgerichtshof nicht als actenwidrig anerkannte Thatſache hin⸗ 
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reichend, daß dieſer Friedhof von Oſten, Norden und Weſten durch eine, 


in ſeiner unmittelbaren Nähe befindliche, ans 77 Häuſern gebildete 


Häuſergruppe umgeben iſt. Aus dem Standpunkte des obigen Geſetzes ift 
es ganz gleichgiltig, ob dieſe Häuſergruppe einen Beſtandtheil des 
Marktortes Z., oder aber der Ortſchaft X. oder Y. bildet. Sollte 
übrigens dieſe Häuſergruppe in der That einen Beſtaudtheil der Ortſchaft 
X. oder N. bilden, jo könnte demnach unmöglich behauptet werden, daß 
der betreffende Friedhof ſich auf einem gänzlich häuſerfreien Raume 
befinden würde. Und dennoch iſt nach der vom Verwaltungsgerichtshofe in 
den Eutſcheidungsgründen feines Erkenutniſſes vom 23. April 1885, 
3. 950, ausgeſprochenen Anſchauung die obige Geſetzesanordnung Fo 
aufzufaſſen, daß Friedhöfe nur in gänzlich häuſerfreien Räumen 
beſtehen können. 

Deshalb iſt die Erforſchung des Unmſtaudes, zu was für einer 
Ortſchaft die einen Friedhof umgebende Häuſergruppe gehört, kein fo 
weſentlicher Beſtaudtheil des Adminiſtrativverfahrens, daß die Admini⸗ 
ſtrativbehörde nicht berechtigt ſein ſollte, denſelben auf eine andere 
Weiſe als durch ausdrückliche Bezeichnung von Seiten des techniſchen 
Kunſtverſtändigen auf dem über den Friedhof und die denfelben umgebende 
Hänſergruppe aufgenommenen Idealplane zu erhärten. 

Ueberdies ift aber die Thatſache, daß die den iſraelitiſchen Fried— 
hof wngebende Häuſergruppe ein Beſtandtheil des Marktortes Z. iſt, 
nicht nur, wie eben erwieſen wurde, aus dem Standpunkte des Hof 
decretes vom 23. Auguſt 1784 völlig unerheblich, ſondern auch durch 
den ganzen Verlauf der durchgeführten Adminiſtrativverhandlung unzwei— 
felhaft erwieſen und von den Beſchwerdeführern nicht nur nicht in Frage 
geſtellt, ſondern vielmehr ausdrücklich anerkannt worden. Deshalb hat 
die Anordnung des § 6 des Geſetzes vom 22. October 1875 dem 
Verwaltungsgerichtshofe keinen gegründeten Aulaß gegeben, die Nicht⸗ 
bezeichnung auf dem Idealplane der Lage des Friedhofes zu dem Markt— 


orte Z. oder eigentlich den Abgang der Bezeichnung in dieſem Ideal 


plane, zu was für einer Ortſchaft die den Friedhof umgebende Häuſer 
gruppe gehört, von Amtswegen als einen weſentlichen Mangel des 
Adminiſtrativverfahrens anzuſehen. In analogen Fällen hat ſich vielmehr 
der Verwaltungsgerichtshof ſelbſt nicht beſtimmt gefunden, deu von der 
Adminiſtrativbehörde ihrer Entſcheidung zu Grunde gelegten Thatbeſtand 
für acteuwidrig oder ergänzungsbedürftig anzuerkennen, obgleich der 
Beſchwerdeführer demfelben bei der mündlichen Verhandlung vor dem 
Verwaltungsgerichtshofe widerſprochen hat B. Erkenntuiß vom 
12. Februar 1880, Z. 90, Budw. 697). 

Es unterliegt daher keinem Zweifel, daß: 

1. die Bezeichnung in dem Situationsplane des Fried: 
hofes, zu was für einer Ortſchaft die denſelben umgebende 
Häuſergruppe gehört, kein unerläßliches Erforderniß der 
behufs Schließung eines inner der Ortſchaft gelegenen Fried— 
hofes durchzuführenden Ad miniſt rativverhandlung iſt, und 

2. daß dem Verwaltungsgerichtshofe kein Recht 
zuſteht, den von der Verwaltungsbehörde ihrer Eutichei- 


6. 


dung zu Grunde gelegten Thatbeſtand als zweifelhaft 
anzuerkennen, obwohl die Acten keinen Anhaltspunkt 
bieten, um denſelben als actenwidrig oder ergänzungs— 


bedürftig auzuſe hen, und der Beſchwerdeführer denſelben 
weder im Zuge der Adminiſtrativverhandlung, noch in der 
eingebrachten Beſchwerde, noch auch bei der mündlichen Ver— 
handlung vor dem Verwaltungsgerichtshofe beſtritten hat. 


Mittheilungen aus der Praris. 

Zum Thatbeſtande einer brieflich begangenen Ehrenkränkung iſt 
erforderlich, daß der Brief an die beleidigte Perſon gerichtet ſei.“) 

Ein vom Redacteur A. in D. (politifcher Bezirk M.) au den 
Gemeindevorſteher B. in E. (politiſcher Bezirk N.) gerichteter Brief begann 
mit den Worten: „Was Sie aus dem beanſtäudeten Leitartikel des 
. . . blattes Nr. .. zweifellos über Aufreizung eines Buſenfreundes 
des Dr. C. (hier iſt der volle Name genannt) entnehmen wollen, muß 
ich Ihnen kurz aufklären.“ Im weiteren Verlaufe enthält der Brief 
* Vergleiche in dieſer Zeitſchrift den Fall in Nr. 33, Jahrgang 1868 
und den Aufſatz in Nr. 1, Jahrgang 1880. 
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folgenden Paſſus: „Sagen Sie gefälligſt jenem Lumpen und Eſel, der 


Ihnen dieſe Meinung beigebracht zu haben ſcheint, daß er den Balken 
der Schurkerei vorerſt aus ſeinem Auge ziehe, bevor er den Splitter in 
dem Auge eines Anderen ſucht.“ 

Dr. C., dem der fragliche Brief durch B. mitgetheilt wurde, 
erblickte in dieſem eine Ehrenkränkung gegen ſich und ſuchte im Einvernehmen 
mit B., welcher ſich ebenſalls verletzt fühlte, bei der k. k Bezirkshaupt— 
mannſchaft M. um Einleitung der Strafamtshandlung gegen A. (gemäß 
8 1339 a. b. G. B.) an. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft fand die Klage begründet und 
verurtheilte den Redacteur A. wegen der durch jenen Brief gegen B. 
und C. begangenen Ehrenkränkungen nach der Miniſterialverorduung vom 
30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, zu einer Geldſtrafe von 
50 Gulden. Die Gründe dieſes Erkenntniſſes waren folgende: Dr. C. ſei durch 
die briefliche Beſchimpfung einer als ſein Buſenfreund bezeichneten Perſon 
deshalb in ſeiner Ehre gekränkt worden, weil er durch die Hervorhebung 
dieſer Freundſchaft ähnlicher verächtlicher Eigenſchaften beſchuldigt erſcheine; 
dagegen habe A. gegen den Gemeindevorſteher B. dadurch eine Ehren— 
kräukung begangen, daß er demſelben zugemuthet habe, er laſſe fich von 
einem als Lump und Schurke bezeichneten Menſchen eine Meinung 
beibringen. 

Anläßlich des von A. ergriffenen Reeurſes behob die k. k. Statt— 
halterei das angefochtene Erkenntniß, inſoweit hiedurch Recurrent einer 
Ehrenkränkung gegen Dr. C. ſchuldig erkannt worden war, beſtätigte 
jedoch dasſelbe — unter gleichzeitiger Milderung der Geldſtrafe auf 
20 Gulden — in Bezug auf die Verurtheilung wegen der gegen den 
Gemeindevorſteher B. begangenen Ehrenkränkung. Die theilweiſe Aufhebung 
des Erkenntniſſes erfolgte deshalb, „weil der beleidigende Brief nicht an 
Dr. C. ſelbſt, ſondern an eine dritte Perſon gerichtet war“; dagegen 
erblickte auch die k. k. Statthalterei in jenem Briefe den Thatbeſtand 
einer Ehrenkränkung gegen B., weil letzterer durch den Vorwurf, er 
habe ſich von einem Menſchen beeinflußen laſſen, welcher durch die 
Beſchimpfung als Sinubild der Dummheit und Schlechtigkeit hingeſtellt 
wird, der Geſinnungs- und Eigenſchaftsähnlichkeit mit einem ſolchen 
geziehen worden ſei. 

Die gegen dieſe Entſcheidung vom Redacteur A. eingebrachte 
Berufung wies das k. k. Miniſterium des Innern mit Entſcheidung vom 
2. Februar 1886, 3. 20.914, mit Rückſicht auf die Miniſterialverordnung 
vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, als unſtatthaft zuruck, 
wogegen dasſelbe dem von Dr. C. ergriffenen Recurſe, in welchem die 
Aufrechthaltung des erſtinſtanzlichen Erkenntniſſes begehrt wurde, aus den 
Gründen des angefochtenen Statthaltereierlaſſes keine Folge gab. 


Dr. v. M. 


Titeratur. 


Dr. Heinrich Jaques: Die Wahlprüfung in den modernen 
Staaten und ein Wahlprüfungsgerichtshof für Oeſterreich. Eine 
ſtaatsrechtliche Abhandlung. Wien, Manz, 1885. 

Anknüpfend an ſein dem vierten Juriſtentage unterbreitetes Gutachten 
über die Prüfung der Verfaſſungsmäßigkeit der Geſetze durch die Gerichte und 
an den bekannten Antrag Coronini ſowie den eigenen betreffs Inslebenführung 
eines eigenen Wahlprüfungsgerichtshofes — faßt der Autor in obiger Schrift 
die heute geltenden Normen über das Wahlprüfungsverfahren in den europäiſchen 
Verfaſſungsſtaaten ſowie in der nordamerikaniſchen Union zuſammen, präeiſirt 
die Grundzüge der den heutigen Staatsaufgaben entſprechenden einſchlägigen 
Geſetzgebung und liefert einen Beitrag zur angemeſſenen Normirung des Ver— 
hältniſſes der richterlichen zur legislativen Gewalt im Staate. Daß er bei Ab—⸗ 
wägung der Gründe für und gegen die Wahlprüfung durch das Haus ſelbſt ſich 
gegen Letztere eutſcheidet, wird in einer durch wohlthuende Objectivität gekenn— 
zeichneten Darlegung der Gründe gerechtfertigt, welche die Wahlprüfung als in 
die Claſſe richterlicher Functionen gehörig und das Parlament als ungeeignet 
zur unbefangenen Uebung derſelben erſcheinen laſſen. Die Verfechter dieſer Auf- 
faſſung werden unter allen Umſtanden ſich auf das ſchwerwiegende Beiſpiel des 
conſtitutlonellen Muſterſtaates England und ſeine „Election Petitions Act“ 
berufen können, — und es iſt auch unläugbar, daß eine Cabinetsjuſtiz der 
Parlamentsmajoritäten immer mindeſtens beſorglich iſt, wogegen ein Gerichts⸗ 
hof ad hoc ſolide Garautien der Wahrung der ſtaatsbürgerlichen Rechte dar— 
bietet. Ob jedoch unſer Parlament ſich den in's Treffen geführten Gründen hiefür 
zugänglicher erweiſen wird, als z. 


B. das ungariſche, welches einen ſogar im 


ungarischen. Wahlgeſetze vorgeſehenen einſchlägigen Geſetzentwurf wieder⸗ 
holt ablehnte, wird eine vielleicht nahe Zukunft lehren. Allein wie immer auch 
ſeinerzeit die Würfel der Eutſcheidung fallen mögen: ungeſchmälert bleibt das 
wiſſenſchaftliche Verdienſt des Verfaſſers, die principiellen Geſichtspunkte klargelegt 
und an den Außerachtlaſſungen der eigenen Partei bei der Umgeſtaltung der 
Februarverfaſſung im Jahre 1867, welche die heute beklagten Mißſtände ver⸗ 
ſchuldete, jene vernichtende Kritik geübt zu haben, welche Seite 4 u. ff. zu 
leſen iſt. 


Notizen. 


(Beſchränkung der perſönlichen Freiheit?) Ein Hausbeſitzer 
war, erzählt die „Berliner Gerichtszeitung“, darüber entrüſtet, daß ein Mann 
in der Nähe ſeines Hauſes im Freien badete. Er ſchlich ſich, dadurch in ſeinen 
Gefühlen verletzt, an das Waſſer, in welchem ſich der Badende tummelte, nahm 
ihm feine Kleider fort und rief ihm zu, er könne ſich dieſelben bei ihm abholen. 
Damit begab er fich ganz gemüthlich in fein in der Nähe gelegenes Haus. Der 
Badende war über dieſe Vergewaltigung nicht ſehr erbaut. Er kroch aus dem 
Waſſer nach einer trockenen, verſteckten Stelle und rief von dort aus flehentlich 
nach ſeinen Kleidern; jedoch erſt nach geraumer Zeit ließ ſich der Feind 
des Badenden erbitten und brachte dem Unbekleideten ſein Eigenthum zurück. 
Dieſer wollte fich durch einen Strafantrag wegen Freiheitsberaubung rächen, er» 
reichte aber den Zweck nicht, da das Gericht wie folgt erkannte: Wer vorſätzlich 
oder widerrechtlich einen Menſchen einſperrt, oder auf andere Weiſe des Gebrauches 
der perſönlichen Freiheit beraubt, wird mit Gefängniß beſtraft. Daß die auf 
andere Weiſe bewirkte Freiheitsberaubung äußerlich der Einſperrung oder Gefangen⸗ 
haltung nicht ähnlich zu ſein braucht, kann angenommen werden; nothwendig er⸗ 
fordert der Begriff der Beraubung aber, daß eine, wenn auch vorübergehende, 
doch in ihrer Wirkung vollſtändige Aufhebung der perſönlichen Freiheit ftatt- 
gefunden hat. Eine bloße Beſchränkung in der Wahl des Aufenthaltes nach dieſer oder 
jener Richtung hin, eine bloße Erſchwerung der freien Bewegung genügt nicht 
zur Beſtrafung; deshalb kann eine Beraubung der perſönlichen Freiheit eines 
Menſchen nicht ſchon darin erblickt werden, daß derſelbe behindert war, ſich an— 
zukleiden und angekleidet die Badeſtelle zu verlaſſen. Nicht das Ankleiden und 
der angekleidete Zuſtand ſteht in Frage, ſondern die Aufhebung der perſönlichen 
Freiheit. In dieſer letzteren war der durch die Handlungsweiſe des Angeklagten 
Betroffene wohl beengt, keineswegs jedoch derart vergewaltigt, daß er als 
Gefangener oder abſolut Unfreier angeſehen werden konnte. Er blieb unbehindert, 
ſich nach Willkür im Waſſer weiter aufzuhalten, das Waſſer ohne die Kleider zu ver- 
laſſen, ſich ſeine Kleider aus dem wenige Minuten entfernten Hauſe, wo ſie 
niedergelegt waren, wiederzuholen. Er hat thatſächlich ſich aus dem Waſſer fort— 
begeben und in einen trockenen Graben verſteckt, wo er kurze Zeit gewartet 
hat, bis ihm die Kleider zurückgebracht worden ſind Dies alles ſind keine Um— 
ſtände, die ſich als Freiheitsberaubung rechtlich qualificiren laſſen. Es kann daher 
dahingeſtellt bleiben, ob der Angeklagte vorſätzlich und widerrechtlich gehandelt, 
oder ob er einer Verletzung der öffentlichen Schamhaftigkeit hat entgegentreten 
und nur die Perſönlichkeit des Uebelthäters hat feſtſtellen wollen; denn der Frei⸗ 
heitsberaubung iſt er nicht ſchuldig. 


Geſetze und Verordnungen. 


1885. II. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 104. Ausgeg. am 29. December. — Aenderungen in den Fahrpoſt⸗ 
tarifen „Portugal“ und „Spanien“. H. M. Z. 44.312. 21. December. Ver⸗ 
legung des k. k. Poſtamtes Wegſcheid am Kamp nach Idolsberg. H. M. 
3. 42.324. 23. December. 

Nr. 105. Ausgeg. am 30. December. — Einſchärfung der Beſtimmungen, 
betreffend die Verpackung der Geld- und Werthſendungen nach Italien. H. M. 
3. 44.862. 25. December. — Hinausgabe eines neuen Verzeichniſſes der Zeitungen, 
welche gerichtlich verboten worden ſind, und jener, welchen dermalen der Poſt— 
debit entzogen ift. 9. M. Z. 46.003. 30. December. — Aenderungen im Stande 
der öſterreichiſchen Telegrapheuſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. 
H. M. Z. 44.319. 23. December. 

Nr. 106. Ausgeg. am 31. December. — Sperrguttaxe bei Packeten über 
5 Kilogramm nach der Schweiz. H. M. Z. 44.711. 30. December. — Behand⸗ 
lung unbeſtellbarer Packete aus Oeſterreich⸗Ungarn nach Frankreich. H. M. 
3. 45.533. 30. December. — Errichtung eines Poſtamtes in Neukirchen bei 
Lambach. H. M. Z. 45.534. 30. December. 


Centralblatt fur Eiſenbahnen und Dampfichifffahrr der öfter: 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. 
74. Ausgeg. am 2. Juli. 
e Tor eee ton e Se 
Nr. 76. Ausgeg. am 7. Juli. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 30. Mai 1885, Z. 8765, au alle Gerichte, betreffend die Herſtellung der 
Evidenz über die bei den gerichtlichen Depoſitenämtern verwahrten Obligationen 
der in der letzten Zeit zur Verloſung gelangten fünfpereentigen Prioritäts⸗ 
auleihen öſterreichiſcher Eiſenbahnen und die Einleitung der weiters erforderlichen 
Verfügungen. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für mehrere 
Localbahnen in Ungarn. 4. Juni. Z. 18.853. H. M. Z. 20.102. — Bewilligung 


Nr. 


zur Vornahme technifcher Vorarbeiten für die Localbahnen Szempez⸗Szakolcza⸗ 


Landesgrenze (bei Göding), Szakoleza-Lamäcs und Nagy-Szombat-Nädas. 4. Juni. 
3. 17.935, H. M. Z. 20.103. 

Nr. 77. Ausgeg. am 9. Juli. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 24. Juni 1885, Z. 16.780, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnver— 
waltungen, betreffend die Annahme der nach dem Cyan-Eiſen- oder Eiſen⸗Gummi⸗ 
verfahren von Oscar Kramer angefertigten Copien von Projectsplänen für amtliche 
Zwecke. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Local— 
bahn von Wodnian nach Prachatitz. 27. Juni 3. 19.758. 


Mie, die, Ae Ae i e ee 

Nr. 79. Ausgeg, am 14. Juli. — 

Nr. 80. Ausgeg. am 16. Juli. — — 

Nr. 81. Ausgeg. am 18. Juli. — 

Nr. 82. Ausgeg. am 21. Juli. — Abdruck von Nr. 95 R. G. Bl. 

Nr. 83. Ausgeg. am 23. Juli. — Erſtreckung des Termines für die 
Bauvollenduug und Jubetriebſetzung der Localbahn Swolenowes-Smecua. 
7. Juni. 3. 18.186. — Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schlepp 
bahnverbindung zwiſchen der Kaiſer Franz Joſeph-Bahn und der Ritter von 
Skoda'ſchen Fabrik in Pilſen. 7. Juli. Z. 22.329. — Frriſterſtreckung zur 


Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Brückl nach Kühnsdorf. 
17. Juni. 8 20.471. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 


für eine normalſpurige Localbahn von einem Punkte der Mähriſchen Grenzbahn 


nach Gewitſch ſammt Abzweigung. 2. Juli. Z. 22.225. 

Nr. 84. Ausgeg. am 25. Juli. — 
betreffend den Auſchluß der Eiſenbahn Stryi-Beskid an die Eiſenbahn Men 
käcs⸗Beskid. — Beſtimmungen bezüglich der Betriebführmig der Eiſenbahnſtrecke 
Lawoeczne-Landesgrenze und bezüglich der gemeinſamen Benützung des Bahn— 
hofes Lawoeczne— Verordnung der Finanzminiſteriums vom 23. Juli 1885, 
womit für Auguſt 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr. 85. Ausgeg. am 28. Juli. Friſterſtreckung zur Vornahme tech» 
niſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Oppolau nach Ober— 
nitz. 2. Juli. Z. 20.110. Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren 
auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Juli. 

Nr. 86. Ausgeg. am 30. Juli. Abdruck von Nr. 100 R. G. Bl. — 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 4. Juli 1885, 3. 22.087, an die Ver⸗ 
waltungen der öſterreichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Erlaſſung einer neuen 
Vorſchrift über die Uniformirung der Beamten und Unterbeamten. 

Nr. 87. Ausgeg. am 1. Auguſt. — Abdruck von Nr. 103 R. G. Bl. — 
Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Geleiſeverbindung zwiſchen der Süd— 
bahn (Kärntnerlinie) und den Fabriksgebauden der Firma Franz Puntſchart 
Söhne nächſt Klagenfurt. 5. Mai. Z. 13.409. 

Nr. 88. Ausgeg. am 4. Auguſt. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 1. Juli 1885, 3 20.769, an den Verwaltungsrath der öſterreichiſch-unga⸗ 
riſchen Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, betreffend die Anbahnung von Verhandlungen 
über die Pauſchalirung des Fahrkartenſtempels. 

Nr. 89. Ausgeg. am 6. Auguſt. — — 

Nr. 90. Ausgeg. am 8. Auguſt. — — 

Nr. 91. Ausgeg. am 11. Auguſt. Kundmachung des k. k. Handels— 
miniſteriums vom 16. Juli 1885, 3. 24.106, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiraunten. — Kundmachung des k. k. 
Handelsminiſteriums vont 16. Juni 1885, 3. 24.261, betreffend ungiltig 
gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpirauten. — Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Cilli 
nach Heilenſtein. 4. Juli. Z. 20.766. — Conceſſion zum Baue und Betriebe 
eines Schleppgeleiſes von der Localbahn Kaſchitz⸗Schönhof⸗Radonitz zu dem 
Kohlenförderſchachte der Union⸗Gewerkſchaft. 20. Juli. 3. 24.936. 

Nr. 92. Ausgeg. am 13. Auguſt. — Erlaß des k. k. Miniſteriums des 
Innern vom 4. Auguſt 1885, Z. 12.717, an ſämmtliche Landesbehörden, 
betreffend die aus Anlaß des Auftretens der Cholera in Marſeille zu treffenden 


Protokolle über die Verhandlungen, 


150 


N von 


Maßnahmen. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 


Zahnradbahn von Zell am See auf die Schmittenhöhe. 31. Juli. Z. 24.015. 


Nr. 93. Ausgeg. am 15. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
1. Auguſt 1885, 3. 24.562, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſter— 
reichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Bekanntgabe des Bedarfes an den zur 
neuen Uniformirungsvorſchrift gehörigen colorirten Zeichnungen. — Erlaß der 
k. k. Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 9. Auguſt 1885, 


8. 9519, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, 
betreffend die Einführung der Winterfahrpläne am 1. October 1885. — Friſt⸗ 
erſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn vom 


Helenenthale (bei Baden) auf den hohen Lindkogel. 24. Juni. Z. 19.619. 

Nr. 94. Ausgeg. am 18. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 8. Auguſt 1885, 8. 25.991, an den Verwaltungsrath der k. k. priv. öſter— 
reichiſchen Nordweſtbahn, als der derzeit Vorſitzenden in der öſterreichiſchen 
Directorenconferenz, betreffend die Erſtattung eines Gutachtens über die Auf— 
laſſung des Signales mit der Stationsglocke bei der Abfahrt von Laſtzügen. 
— Bewilligung zum Baue und Betriebe einer normalſpurigen Schleppbahn von 
der currenten Strecke der Loealbahn M.-Weißkirchen —Wsetin zur Möbelfabrik 
des Jakob und Joſeph Kohn in Wsetin. 13. März. 3. 3800. 

Nr. 95. Ausgeg. am 20. Auguſt. Bewilligung zur Vornahme tech 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Hohenau, daun Straßuitz-Rohatetz 
zur ungariſchen Landesgrenze. 5. Auguſt. Z. 23.502, — Bewilligung zur Vor 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine Zahnradbahn auf die Spitze des Gais 
berges und für eine ebenſolche Bahn von Zell am See nach der Schmittenhöhe. 
8. Auguſt. 3. 22.552. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Localbahn (Dampf-Tramway) von Rauhenſtein bei Baden nach Heiligen— 
kreuz eventuell Alland mit abzweigender Zahnradbahn nach dem „eiſernen Thor“. 
10. Auguſt. Z. 25.150. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Localbahn (Dampf-Tramway) von Wiener-Neuſtadt nach Puchberg mit 
einer Abzweigung von Fiſchau nach Wöllersdorf. 10. Auguſt. Z. 25.158. 

Nr. 96. Ausgeg. am 22. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsmini— 
ſteriums vom 17. Auguſt 1885, Z. 28.421, an die Verwaltungen der k. k. öſter— 
reichiſchen Staatsbahnen, der priv. öſterreichiſch-ungariſchen Staatseiſenbahn— 
Geſellſchaft, der k. k. priv. Südbahngeſellſchaft, der k. k. priv. öſterreichiſchen Nord- 
weſtbahn, der a. priv. Buſchtehrader Bahn und der k. k. priv. böhmiſchen Weſt⸗ 
bahn, betreffend vorbereitende Einleitungen zur Aetivirung der Reviſion der Reiſen— 
den und ihres Gepäckes in den weſtlichen Grenzſtationen im Falle des Auftretens 
der Cholera in einem Nachbarſtaate, ferner Reinhaltung der Stationen zw. und 
Desinfection der Aborte und Piſſoirs in den Stationen und Eiſenbahnwaggons. 

Nr. 97. Ausgeg. am 25. Auguſt. — Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 19. Auguſt 1885, womit für September 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu eutrichten 
iſt. — Abdruck von Nr. 115 R. G. Bl. Bewilligung zur Vornahme tech- 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Sambor über Stare miaſto nach 
Lomna mit eventueller Verlängerung nach Smolnik und nach Lutowiska. 
12. Auguſt. 8. 17.055. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Dampf-Tramway von Neudorf nach Guntramsdorf. 
3. 25.994. 

Nr. 98. Ausgeg. am 27. 

Nr. 99. Ausgeg. am 29. Auguſt. 

Nr. 100. Ausgeg. am 1. September. Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 20. Auguſt 1885, Z. 29.381, an die Verwaltungen der k. k. 
öſterreichiſchen Staatsbahnen, der a. priv. Kaiſer Ferdinands-Nordbahn, der 
k. k. priv. galiziſchen Carl Ludwig⸗Bahn und der Lemberg⸗Czernowitz⸗Jaſſy 
Eiſenbahn-Geſellſchaft, betreffend die Vorbereitung jener Maßregeln, welche im 
Falle des Auftretens der Cholera im europaiſchen Rußland oder in Rumänien 
zur Durchführung zu gelangen haben. — Auszug aus den vom k. k. Mii⸗ 
ſterium des Innern an die k. k. Landesſtellen in Lemberg und Czernowitz 
gerichteten Erlaſſe vom 15. Auguſt 1885, Z. 13.447, betreffend jene Maßregeln, 
welche im Falle des Auftretens der Cholera im europaiſchen Rußland oder 
in Rumänien zur Durchführung zu gelangen haben. — Agiozuſchlag zu den 
Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 
24. Auguſt. 

Nr. 101. Ausgeg. am 3. 

Nr. 102. Ausgeg. am 5. September. — — 

Nr. 103. Ausgeg. am 8. September. — Abdruck von Nr. 119 R. G. Bl. 
— Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 23. Auguſt 1885, Z. 24.921, an 
die Verwaltungen ſammtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Unter⸗ 
ſagung der Neuanſchaffung offener Hornviehwagen und die Beförderung von 
Hornvieh in den bereits vorhandenen derartigen Wagen. — Erlaß des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 25. Auguſt 1885, 3. 28.949, an die Verwaltungen 


12. Auguſt. 


Auguſt. — — 


September — 


ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Annahme der vor dem 
1. Juli 1884 ausgegebenen Eiſenbahnfrachtbriefe mit eingedruckten farbigen 
Stempelzeichen. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für einen 
Circumvallationsflügel in Krakau. 20. Auguſt. Z. 28.760. 

Nr. 104. Ausgeg. am 10. September. — Erlaß des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 4. September 1885, 3. 31.141, an den Verwaltungsrath der 
k. k. priv. Südbahn Geſellſchaft, betreffend die Vorbereitung für die Activirung 
von Reviſtonsmaßregeln an der öſterreichiſch-italieniſchen Grenze aus Anlaß der 
Choleragefahr. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Reichenberg nach Böhmiſch⸗Leipa. 17. Auguſt. Z. 27.776. 

Nr. 105. Ausgeg. am 12. September. — Abdruck von Nr. 122 R. G. Bl. 
— Uebereinkommen, abgeſchloſſen zu Wien am 10. Jänner und 17. Juli 1885 
ztwiſchen dem k. k. Finanzminiſter und dem k. k. Handelsminiſter im Namen der 
Staatsverwaltung einerſeits und den bevollmächtigten Vertretern der Direction 
der a. priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn anderſeits. 

Nr. 106. Ausgeg am 15. September. 


Nr. 107. Ausgeg. am 17. September. — Abdruck von Nr. 123, 130 
R. G. Bl. 
Nr. 108. Ausgeg. am 19. September. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 


ſters vom 15. September 1885, Z. 31.274, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen, betreffend die Hinausgabe des IX. Nachtrages zum Eifen⸗ 
bahn⸗Betriebsreglement. — Abdruck von Nr. 131 R. G. Bl. — Erlaß des 
k. k. Handelsminiſters vom 15. September 1885, 3. 31.435, an ſämmtliche 
öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Hinausgabe des IV. Nach⸗ 
trages der Verordnung vom 1. Juli 1880, R. G. Bl. Nr. 79, über den Trans⸗ 
port explodirbarer Artikel auf Eiſenbahnen, ferner betreffend die Veranſtaltung 
einer Neuauflage dieſer Verordnung. — Abdruck von Nr. 132, 133 R. G. Bl. 

Nr. 109. Ausgeg. am 22. September. 

Nr. 110. Ausgeg. am 24. September. Abdruck von Nr. 134, 135 
R. G. Bl. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 19. September 1885, 
womit für October 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn (Dampf⸗ 
Tramway) von Radkersburg nach Luttenberg. 5. September. Z. 20.765. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Induſtriebahn von 
Bubna zu dem projectirten Centralviehmarkte und Schlachthauſe nächſt Hole- 
ſchowitz. 8. September. Z. 29.510. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vor⸗ 
arbeiten für die Eiſenbahuſtrecken von Bielitz nach Biſtritz und von Kremſier 
nach Kojetein, dann für eine Localbahn von Murk nach Neutitſchein und von 
Bielitz nach Wadowice. 28. Auguſt. Z. 29.699. 

Nr. 111. Ausgeg. am 26. September. — 

Nr. 112. Ausgeg. am 29 September Abdruck von Nr. 140 R. G. Bl. 
— Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahnverbindung zwiſchen 
der Localbahn Aſch-Roßbach und der Geipel'ſchen Fabrik in Aſch. 2. September, 
8. 28.520. Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öfter. 
reichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. September. 

Nr. 113. Ausgeg. am 1. October. — Erlaß der k. k. Generalinſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 18. September 1885, 3. 8303, III, an das 
Directorium der priv. öſterreichiſch-ungariſchen Staatseiſenbahn-Geſellſchaft als 
Vorſitzenden im Tarifcomite, betreffend die Entſcheidung über die Stückzahl der 
in einem Wagen zu verladenden Thiere. — Erlaß der k. k. Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen vom 18. September 1885, Z. 8308, III, an die Ver⸗ 
waltungen der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn, Galiziſchen Carl Ludwig⸗Bahn, Lem⸗ 
berg⸗Czernowitz⸗Jaſſy Eiſenbahn und der 1. ungariſch⸗galiziſchen Eiſenbahn, 
betreffend die abgeſonderte Auflieferung gewiſſer Theile geſchlachteter Thiere. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Straßen⸗Drahtſeil⸗ 
bahn vom Bahnhofe Czernowitz in die Stadt, wie auch für eine Tramway zur 
Dampfmühle und zur „Erſten Bukowinaer Dampf⸗Bierbrauerei“, ſowie von da 
zur Stadt Sadagora. 9. September. Z. 25.634. 

Nr. 114. Ausgeg. am 3. October. 

Nr. 115. Ausgeg. am 6. October. — Verordnung der Miniſterien des 
Innern, der Juſtiz, des Ackerbaues und des Handels vom 16. September 1885, 
R. G. Bl. Nr. 138, durch welche die in der Miniſterialverordnung vom 
12. April 1880, R. G. Bl. Nr. 36, enthaltenen Durchführungsbeſtimmungen 
zum 8 10 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, betreffend 
die Tilgung anſteckender Thierkrankheiten abgeändert werden. — Bewilligung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Zahnradbahn von der Station Zell 
am See auf die Schmittenhöhe. 17. September. Z. 31.143. 


Nr. 116. Ausgeg. am 8. October. — — 
Nr. 117. 
Nr. 118. Ausgeg. am 13. October. — — — 
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Nr. 119. Ausgeg. am 15. October. — 

Nr. 120. Ausgeg. am 17. October. — — — 

Nr. 121. Ausgeg am 20. October. Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 25. September 1885, Z. 33.433, an den Verwaltungsrath der 
k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, betreffend die Vornahme der eventuellen ärzt⸗ 
lichen und zollämtlichen ſanitären Reviſion in Cormous. Aenderung der 
Statuten der Kahlenberg⸗Eiſenbahn⸗Geſellſchaft „Syſtem Rigi“ in Wien. H. M. 
Z. 33.851. — Bewilligung zur Errichtung einer Actiengeſellſchaft unter der 
Firma: „Dnieſter⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft. 5. October. 9. M. Z. 35.426. 

Conceffion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Prikar der Localbahn Olmütz⸗Cellechowitz zur dortigen Malzfabrik. 12. September. 


8. 31.567. 
Nr. 122. Ausgeg. am 22. October. — — 
Nr. 123. Ausgeg. am 24. October. — General-Inſpectionserlaß vom 


15. October 1885, Z. 9178,, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Cultur von Obft- und Wildbäumen, Geſträuchen ze. 
längs der Bahnſtrecken. General⸗Inſpectionserlaß vom 15. October 1885, 
3. 13.3361, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, 
betreffend die Vorlage der Ausweiſe über den Stand der Weidenculturen. — 
Bewilligung zum Baue und Betriebe einer ſchmalſpurigen Schleppbahn von dem 
Dampfſäge⸗Etabliſſement der Gräfin M. Goluchowska zur Station Lubaczöw 
der Localbahn Jaroslau⸗Sokal. 2. September. H. M. Z. 32.247. Bewilli⸗ 
gung zum Baue und Betriebe einer Schleppbahnverbindung zwiſchen der Station 
Oderberg und dem in deren Nähe befindlichen Hahn'ſchen Röhrenwalzwerke. 
22. September. Z. 28.255. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Dampf⸗Tramway von Trieſt nach Miramare. 3. October. Z. 30.874. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Dampf⸗Tramway von 
St. Michele a. d. Etſch nach Male. 9. October. Z. 30.554. — Bewilligung zur 
Vornahme techuniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Liboch nach Dauba 
und von da nach Habſtein. 9. October. Z. 32.692. — Bewilligung zur Vor⸗ 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Stockerau nach Absdorf— 
Hippersdorf. 10 October. Z. 22.976. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Stockerau nach einem geeig- 
neten Punkte der Kaiſer Franz Joſeph⸗Bahn zwiſchen der Tullner Donaubrücke 
und der Station Absdorf. 10. October. Z. 21.294. — Friſterſtreckung zur Vor⸗ 
nahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Cilli über Heilenſtein 
nach Schönſtein. 22. September. Z. 33.077. 

Nr. 124. Ausgeg. am 27. October. — Verordnung des Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 22. October 1885, womit für November 1885 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zoll⸗ 
gebühren zu entrichten iſt. Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren 
auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 

Nr. 125. Ausgeg. am 29. October. — 

Nr. 126. Ausgeg. am 31. October. — 

Nr 127. Ausgeg. am 3. November. Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 23. Oetober 1885, Z. 31.149, au die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Unzuläſſigkeit der Nachklebung von 
Stempelmarken auf Frachtbriefe mit eingedrucktem Stempel von Einem Kreuzer. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
(Dampf⸗Tramway) von Lieſing nach Breitenfurth nebſt einer Abzweigung nach 
Preßbaum. 14. October. Z. 27.957. Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Bergbahn mit Drahtſeilbetrieb auf die Belvedere⸗Berglehne 
nächſt der Civilſchwimmſchule in Prag. 22. October. Z. 33.431. 

Nr. 128. Ausgeg. am 5. November. — Ausdehnung der ertheilten 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Neubyd⸗ow gegen Nechanitz zum Anſchluſſe an die projectirte Localbahn Sadova⸗ 
Nechanitz. 15. October. Z. 32.690. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Königgrätz nach Hollitz. 20. October. 
3. 32.414. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Gleisdorf nach Weitz. 20. October. Z. 30.134. — Aenderung 
der Statuten der k. k. priv. Lemberg⸗Czernowitz⸗Jaſſy Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
H. M. Z. 30.869. 

Nr. 129. Ausgeg. am 7. November. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 28. October 1885, Z. 37.479, an den Verwaltungsrath der 
Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft, betreffend die Bewilligung zum definitiven 
Locomotivbetriebe auf der Strecke Weſtbahnlinie⸗Baumgarten. 

Nr. 130. Ausgeg. am 10. November. 

Nr. 131. Ausgeg. am 12. November. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 13. October 1885, Z. 35.355, betreffend ungiltig gewordene 


Ausgeg. am 10. October. — Abdruck von Nr. 141 R. G. Bl. Certificate anſpruchsberechtigter Militärafpiranten. — Bewilligung zur Vornahme 


techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Niemes nach Liebenau. 29. October. 


3. 34.269, Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Böhmiſch⸗Aicha nach Liebenau. 29. October. Z. 34.845. — 
Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 28. October 1885, Z. 37.408, 
betreffend ungiltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. 


Nr. 132. Ausgeg. am 14. November. — Abdruck von Nr. 152, 156 
R. G. Bl. 
Nr. 133. Ausgeg. am 17. November. — — 


Nr. 134. Ausgeg. am 19. November. Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 29. Auguſt 1885, Z. 29.848, an ſämmtliche politiſche Landesſtellen 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder, betreffend die ausnahms⸗ 
loſe Verſtändigung des k. und k. Reichskriegsminiſteriums von jeder commiſſionellen 
Amtshandlung über Eiſenbahnprojeete. — Erlaß des k. k. Haudelsminiſters vom 
27. September 1885, Z. 33.075, an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen, betreffend die gemeinſame Anſchaffung einiger mobiler elektriſcher 
Beleuchtungsapparate ſammt Zugehör zur Ausführung von Truppen⸗Maſſentrans⸗ 
porten Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 22. October 1885, 
Z. 32.531, an ſämmtliche Finanz⸗Laudesbehörden, betreffend jene Auslandsver⸗ 
kehre, in welchen Frachtbriefe ohne eingedrucktes Stempelzeichen in Verwendung 
genommen werden dürfen. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für mehrere an die Böhmiſchen Commercialbahnen anſchließende Localbahnen. 
26. October. Z. 32.929. Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Zahnradbahn von Puchberg auf den Schneeberg. 8. November. 
3. 35.396. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Nor⸗ 
malbahn von Popräd⸗Felka bis zur ungariſch-galiziſchen Grenze. 5 November. 
H. M. Z. 39.196. 

Nr. 135. Ausgeg. am 1. November. — Abdruck von Nr. 160, 162 
R. G. Bl. — Verordnung des Finanzminiſteriums vom 17. November 1885, 
womit für December 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr. 136. Ausgeg. am 24. November. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 11. November 1885, Z. 39.045, an ſämmtliche öſterreichiſche Eifen- 
bahnverwaltungen, betreffend das Tragen der Galauniform durch Beamte der 
Staats⸗ und Privateiſenbahnen. — 
12. November 1885, Z. 27.571, betreffend die Einreihung der Beamten der 
Privatbahnen in die Uniformcelaſſen der Vorſchrift vom 4. Juli 1885, R. G. Bl. 
Nr. 100. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 11. November 1885, 
3. 31.435, betreffend das Erſcheinen der Neuauflage der Verordnung vom 
1. Juli 1880, R. G. Bl. Nr. 79, über die Regelung des Transportes erplodir⸗ 
barer Artikel auf Eiſenbahnen. 
reichiſchen Eiſenbahnen vom 17. November 1885, Z. 14.985, an die Verwal- 
tungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eifenbahnen, betreffend die Mittheilung be— 
ſtehender Verzeichniſſe der auf ihren Linien giltigen Verbandtarife. — Friſt⸗ 
erſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Bahnverbindung von 
Fürſtenfeld nach Rettenegg ſammt Abzweigung von Anger oder Unter⸗Feiſtritz 
nach Gleisdorf, eventuell nach einem Punkte der projectirten Localbahn von 
Gleisdorf nach Weiz. 5. November. Z. 34.137. 

Nr. 137. Ausgeg, am 26. November. — Verfügung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 15. November 1885, Z. 36.249, betreffend die Herabſetzung 
des Termines zur Vorlage der Fahrpläne bei Dampf⸗Tramways. — Agio⸗ 
zuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen 
Eiſenbahnen. 25. November. 

Nr. 138. Ausgeg. am 28. November. Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 20. November 1885, Z. 40.290, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Verlängerung der Publicationsfriſt 
bei Tariferhöhungen. Erlaß der k. k. General-Inſpection der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnen vom 23. November 1885, Z. 15.196, an die Verwaltungen ſämmt⸗ 
licher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Vorlage der Ausweiſe über die 
Längen am Schluſſe des Jahres 1885 und über die in dieſem Zeitpunkte im 
Betriebe ſtehenden Schlepphahnen. 

Nr. 139. Ansgeg. am 1. December. — Exlaß der k. k. General-Inſpection 
der öſterreichiſchen Eiſenbahnen an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen vom 23. November 1885, Z. 9178, betreffend die Verfaſſung der 
Ausweiſe über die Cultur von Obſt⸗ und Wildbäumen. 

Nr. 140. Ausgeg. am 3. December. Abdruck von Nr. 164 R. G. Bl. 

Nr. 141. Ausgeg. am 5. December. — — 

Nr. 142. Ausgeg. ant 8. December. — Erlaß des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums an die k. k. Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck vom 27. October 
1885, 3. 32.924, betreffend die Unzuläſſigkeit der Verwendung von Ergänzungs⸗ 
Stempelmarken auf Frachtbriefen mit eingedrucktem 1 kr.⸗Stempelzeichen. — 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verfügung des k. k. Handelsminiſters vom 


Erlaß der k. k. General-Inſpection der öfter- | 
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Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums au ſämmtliche Finanz⸗Landesbehörden vo m 
16. November 1885, Z. 33.605, betreffend die Unzuläſſigkeit der Verwendung 
von Ergänzungs⸗Stempelmarken auf Frachtbriefen mit eingedrucktem 1 fr.-Stempel- 
zeichen. Erlaß des k. k. Handeisminiſteriums vom 26. November 1885, 
8. 41.007, an die k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen, ferner 
an die Verwaltungen der k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, priv. öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, ungariſchen Weſtbahn und der Krems— 
thal⸗Bahn, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes des Sprengmitte ls 
„Milin“ in Ungarn. 
Nr. 143. Ausgeg. am 10. December. 
Nr. 144. Ausgeg. am 12. December. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberforſtmeiſter und Vorſtande der Forſt⸗ und 
Domänendirection in Innsbruck Friedrich Hlawacek taxfrei den Titel und 
Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmanne Friedrich Ritter Jenik⸗Zaſadsky von 
Gamſendorf den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, ferner dem bei der 
Statthalterei in Prag in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Adolph Stigen- 
berger das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Gottlieb Fänner taxfrei den Titel 
und Charakter eines Oberbaurathes und dem Ingenieur Johann Felger den 
Titel und Charakter eines Oberingenieurs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamtscontrolor Philipp Eichinger 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe Leopold Holly in Wien den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Minifteriums des Innern hat den 
Miniſterial-Viceſecretär im Ackerbauminiſterium Karl Grafen Coudenhove und 
den Statthaltereiſecretär Alois Mysliwebek zu Bezirkshauptmänneru in 
Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


Ingenieur Hermann Schmidt zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt in 


Steiermark ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Ottomar Piskorſch 


zum Finanzſeeretär der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdireetion ernannt. 


Der Ackerbauminiſter hat den Miniſterialconcipiſten Friedrich von Wazl 


zum Miniſterial-Viceſecretär und den im Ackerbauminiſterium in Verwendung 


ſteheuden Adminiſtrationsadjuncten der Direction der Güter des Bukowinaer 
griechiſch-orientaliſchen Religionsfonds Peter Freiherrn von Eiſelsberg zum 
Miniſterialconcipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Proviſoriſche Stadtingenieursſtelle in Steyr mit jährlich 100 fl. Gehalt, 
bis 12. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 181.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Unser 
Handbuch 
für den 
politischen Verwaltungsdienst 
in den im 


Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern 
mit besonderer Berücksichtigung der diesen Ländern gemeinsamen 
Gesetze und Verordnungen 
von 
Ernst Mayrhofer, 

k. k. Ministerialrath. 

3 Bünde gr. 8. Vierte, vermehrte und verbesserte Auflage. 
Preis: 21 fl., gebunden in 4 eleganten Halbfranzbänden Preis: 24 fl. 
halten wir zur geneigten Bestellung der Herren P. T. Verwaltungs- 

beamten bestens empfohlen, 
Auf Wunsch bewilligen wir gern den Ausgleich des Kaufpreises 
in monatlichen Raten nach Uebereinkommen. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 13 der Erkenntniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


